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sationen zugleich auch den Charakter einer zentralen 
Vertretungskörperschaft erhielt.

Diese Fakten zeigen sehr deutlich: In dem Maße, 
wie sich die neue demokratische Ordnung entwickelte, 
verengten sich die Funktionen der sowjetischen Be­
satzungsmacht, trat diese immer mehr in den Hinter­
grund, wuchs die eigene Verantwortung und Entschei­
dungsbefugnis des deutschen Volkes.

Während die demokratischen Kräfte Ostdeutschlands 
die durch die Niederlage Hitlerdeutschlands entstandene 
Situation nutzten und in Verwirklichung des Potsdamer 
Abkommens mit der selbstlosen Unterstützung der 
Sowjetunion eine antifaschistisch-demokratische Ord­
nung errichteten, trat in Westdeutschland eine ent­
gegengesetzte Entwicklung ein, die zur Restaurierung 
der alten Maehtverhältnisse, zum Wiedererstehen des 
deutschen aggressiven Imperialismus und Militarismus 
und damit zur Spaltung Deutschlands führte. Die Be­
völkerung Ostdeutschlands beantwortete die durch 
die Bildung des Westzonen-Staates im September 1949 
vollendete Spaltung Deutschlands mit der Gründung 
der DDR und entzog damit ihre demokratischen Er­
rungenschaften ein für allemal dem Zugriff des wieder­
erstandenen westdeutschen Militarismus.

Die Sowjetunion, die auf der internationalen Ebene 
einen unermüdlichen Kampf gegen die Politik der 
Spaltung Deutschlands geführt hat, respektierte den mit 
der Gründung der DDR vollzogenen Akt der natio­
nalen Selbsthilfe.8 Nach der Bildung der DDR traten 
die Beziehungen zur Sowjetunion in ein neues Stadium 
ihrer Entwicklung ein. ,

Die Schaffung einer antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung in der DDR und die Erfüllung der Bestim­
mungen des Potsdamer Abkommens ermöglichten es 
der Sowjetunion, alle Beschränkungen der Souveräni­
tät der DDR aufzuheben. Diese Entwicklung fand ihre 
juristische Fixierung in verschiedenen völkerrechtlichen 
Akten, beginnend mit der Übernahme der Verwaltungs­
funktionen durch die Provisorische Regierung der DDR 
im Oktober 1949 urid der diplomatischen Anerkennung 
der DDR* 7 8 und endend mit dem Abschluß des Vertrages 
über die Beziehungen zwischen der DDR und der 
UdSSR vom 20. September 1955.8

Der Vertrag über die Beziehungen zwischen der DDR 
und der UdSSR, durch den die letzten noch bestehen­
den Kontrollmaßnahmen beseitigt wurden, ist ein 
wichtiger Markstein in der Entwicklung der Beziehun­
gen unserer beiden Staaten; er ist die völkerrechtliche 
Form, in der die Erweiterung und Vertiefung unserer 
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Zu­
sammenarbeit ihren Ausdruck findet. In den Bestim­
mungen des Vertrages widerspiegeln sich die Grund­
sätze des proletarischen Internationalismus, die den 
Beziehungen zwischen sozialistischen Staaten, zugrunde 
liegen. So bestätigt Artikel 1, daß die Beziehungen

8 vgl. Erklärung des Obersten Chefs der SHAD, "W. I. 
Ts’Chujkow: „Die Bildung der Bonner Regierung 1st. . . darauf 
gerichtet, die Spaltung Deutschlands zu vertiefen. Unter diesen 
Umständen kann man nicht umhin, das Bestreben deutscher 
demokratischer Kreise als rechtmäßig anzuerkennen, die 
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands und dessen Wie­
dergeburt auf demokratischer und friedlicher Grundlage in 
die eigenen Hände zu nehmen.“ (ND, Ausgabe B, vom 11. Ok­
tober 1949).

7 im November 1949 beendete die sowjetische Militärver­
waltung in Deutschland ihre Tätigkeit. Es erfolgte die Bildung 
der Sowjetischen Kontrollkommission, deren Aufgabe in der 
Kontrolle der Durchführung der Potsdamer Beschlüsse und 
der anderen von den vier Mächten gemeinsam getroffenen 
Entscheidungen über Deutschland bestand (ND, Ausgabe B, 
vom 11. Oktober 1949).

8 im Zusammenhang mit dem Abschluß des Staatsvertrages 
erfolgte die Auflösung der Hohen Kommission der UdSSR 
in Deutschland und die Außerkraftsetzung der Gesetze, Direk­
tiven und Befehle des Kontrollrates. Ferner erfolgte eine 
Regelung in der Frage der Bewachung und Kontrolle an den 
Grenzen. Vgl. Brief des Ministers für Auswärtige Angelegen­
heiten der DDR an den Stellvertreter des Ministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten der UdSSR vom 20. September 1955 
(ND vom 21. September 1955). Die mit der Stationierung sowje­
tischer Truppen zusammenhängenden Fragen sind im Vertrag 
über die zeitweilige Stationierung sowjetischer Streitkräfte in 
der DDR vom 12. März 1957 (GBl. I S. 238 ff.) geregelt.

auf völliger Gleichberechtigung, gegenseitiger Achtung 
der Souveränität und der Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten beruhen. Die DDR besitzt die 
volle Entscheidungsfreiheit über alle Fragen ihrer 
Innen- und Außenpolitik, einschließlich der Beziehun­
gen zur Bundesrepublik. Der Vertrag bringt damit die 
uneingeschränkte Souveränität der DDR, ihre gleich­
berechtigte internationale Stellung zum Ausdruck.

Die internationale Autorität der DDR ist mit dem 
Abschluß des Staatsvertrages bedeutend gestiegen. Von 
diesem Zeitpunkt an ist z. B. die Zahl der mit anderen 
Staaten abgeschlossenen Verträge sprunghaft ge­
wachsen. Im ganzen wurden bisher von der DDR über 
600 internationale Verträge abgeschlossen. Heute hat 
die DDR als souveräner deutscher Staat auf diplomati­
schem, konsularischem und wirtschaftlichem Gebiet 
Vertretungen in über 40 Staaten; sie unterhält Außen­
handelsbeziehungen zu fast allen Ländern der Erde.

Die Artikel 2 und 3 des Staatsvertrages bringen eine 
andere Seite des proletarischen Internationalismus, 
nämlich die enge Zusammenarbeit und gegenseitige 
Hilfe auf allen Gebieten der Politik und Ökonomie.

Das Streben beider Staaten, die Freundsdiaft und 
Zusammenarbeit allseitig zu entwickeln und zu ver­
tiefen, beruht auf objektiven und gesetzmäßigen Grund­
lagen. Es ergibt sich aus der Gemeinsamkeit der 
Ideologie des Marxismus-Leninismus, der Ziele des 
Aufbaus des Sozialismus und Kommunismus sowie des 
Kampfes um die Erhaltung des Friedens in der Welt. 
Die Beziehungen, wie sie sich zwischen der DDR und 
der Sowjetunion wie überhaupt zwischen den Ländern 
des sozialistischen Weltsystems herausgebildet haben, 
sind internationale Beziehungen neuen Typus. Das 
Wesen dieser Beziehungen ist am treffendsten mit dem 
Wort „brüderlich“ zu charakterisieren. Das bedeutet, 
daß unsere Völker sich nicht nur von den eigenen 
Interessen leiten lassen, sonderen stets auch das Wohl 
des Brudervolkes und das gemeinsame Ziel des Sozia­
lismus und Kommunismus vor Augen haben.

Die Beziehungen zwischen der DDR und der Sowjet­
union sind sehr vielseitig und erstrecken sich auf nahe­
zu alle Gebiete des staatlichen und gesellschaftlichen 

^Lebens beider Länder. Für die Vielseitigkeit und 
Breite dieser Beziehungen spricht allein schon die Tat­
sache, daß die DDR mit der Sowjetunion 117 Ab­
kommen abgeschlossen hat. 34 dieser Abkommen sind 
inzwischen durch Erfüllung oder durch den Abschluß 
neuer Abkommen erloschen, so daß die Zahl der der­
zeit gültigen Abkommen 83 beträgt. Es sind Abkommen 
auf dem Gebiet des Handels, der Schiffahrt, der Finan­
zen, des Verkehrswesens, des Post- und Fernmelde­
wesens, des Rechts- und Konsularwesens, der Land­
wirtschaft, des Gesundheitswesens, der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit usw. Die mit der Sowjetunion abge­
schlossenen Verträge sind von entscheidender Bedeu­
tung für dein Sieg des Sozialismus in der DDR, für die 
Wahrung ihrer staatlichen Unabhängigkeit, für die 
Sicherung des Friedens und die Schaffung eines einheit­
lichen, friedliebenden und demokratischen Deutsch­
lands.

Ihrer Bedeutung und ihrem Umfang nach nehmen 
die Wirtschafts- und Handelsbeziehungen den wichtig­
sten Platz in den beiderseitigen Beziehungen ein. Das 
ist verständlich, denn die Verwirklichung unserer öko­
nomischen Pläne ist von entscheidender Bedeutung für 
den Beweis der Überlegenheit des Sozialismus im fried­
lichen Wettbewerb mit dem Kapitalismus sowohl in 
Deutschland als auch im Weltmaßstab und ist das 
wichtigste Unterpfand für die Sicherung des Friedens.

Zwischen beiden Ländern vollzieht sich auf der 
Grundlage langfristiger Handelsabkommen ein außer­
ordentlich umfangreicher Handel, der etwa 18% des 
Außenhandels der UdSSR und 45% des Außenhandels 
der DDR ausmacht. Die DDR nimmt im Außenhandel
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